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Der Einladung des Präsidenten der Sächsi-
schen Landesärztekammer zur Teilnahme an
der 21. Tagung der Vorsitzenden der Kreis-
ärztekammern war die Mehrzahl der Vorsit-
zenden sowie der Vorstand der Sächsischen
Landesärztekammer gefolgt. Schwerpunkt-
themen des Berichtes des Kammerpräsiden-
ten, Herrn Professor Dr. Jan Schulze, und der
sich anschließenden sachlichen Diskussion
über die „Aktuelle gesundheits-, sozial- und
berufspolitische Lage“ waren:

Gesundheitssystemmodernisierungsgesetz
Die Strategie der Kostendämpfung im Ge-
sundheitswesen ist eindeutig an ihre Grenzen
gestoßen. Der demographische Wandel zwingt
zur Reform. Das Ziel der Gesundheitsreform
2003 ist die Senkung der Beiträge der Gesetz-
lichen Krankenversicherung auf 13,6 Prozent.
Es ist zu bezweifeln, ob die Versicherungsbei-
träge tatsächlich dauerhaft gesenkt werden
können. Das Solidarprinzip in der Kranken-
versicherung muss erhalten werden. Das
Konsenspapier mit der Ausgliederung von
versicherungsfremden Leistungen findet bei
der Rot-Grünen Regierung und bei der Op-
position Zustimmung. 
Die Einrichtung eines deutschen Zentrums
für Qualität in der Medizin – eine unabhängi-
ge, staatsferne Stiftung der Selbstverwaltungs-
organe – wird auch von der sächsischen Ärz-
teschaft begrüßt, aber nicht die geplante Be-
setzung der Gremien über das Bundesgesund-
heitsministerium. Ein Korruptionsbeauftragter
der Bundesregierung ist nicht mehr Bestand-
teil der Pläne. Die Selbstverwaltungskörper-
schaften werden in den Bereichen der Fort-
bildung gestärkt. Eine Abkehr vom Konfron-
tationskurs der Politik gegenüber den Leis-
tungserbringern im Gesundheitswesen ist
erkennbar. Die Forderung einer integrierten
medizinischen Versorgung ist ein positiver
Ansatz. Die geplante Praxisgebühr von € 10
für Patienten mit Kassierung in der Praxis

des Arztes stellt die niedergelassenen Ärzte
vor neue Probleme (Anschaffung von Regis-
trierkassen, Sicherheitstechnik, Mahnwesen)
und wird die Patienten-Arzt-Beziehungen
stören. Eine intensive Versorgungsforschung
ist aus der Sicht der Sächsischen Landesärz-
tekammer unbedingt notwendig, um tatsäch-
liche Effizienzprobleme im Gesundheitswesen
auf einer wissenschaftlichen Basis zu analy-
sieren. Eine Entbürokratisierung der ärztli-
chen Tätigkeit ist dringend notwendig und in
zwei Richtungen denkbar. Es muss die Mehr-
fachabfrage von Daten durch Krankenkassen
und anderen staatlichen Einrichtungen abge-
schafft werden und die Ausbildung neuer Be-
rufsgruppen (zum Beispiel der DRG-Assis-
tent) zur Erfassung und Verarbeitung von
Daten erfolgen. Insgesamt nimmt die Politik
nur kurzfristig den Reformdruck für Verän-
derungen der Finanzstrukturen aus dem Sys-
tem, indem die Rot-Grüne Regierung Einnah-
mequellen erschließt, ohne den Ansprüchen
an eine moderne Medizin und den demogra-
phischen Wandel für die Zukunft gerecht zu
werden. Die Politik gewinnt vier Jahre Zeit,
ohne eine langfristige Sanierung der Gesetz-
lichen Krankenversicherung zu erreichen.

Bereitschaftsdienst ist Arbeitszeit
Das Urteil des Europäischen Gerichtshofes
vom 9. September 2003 – Bereitschaftsdiens-
te sind als Arbeitszeiten zu werten – stoppt
die Ausbeutung der Ärzte. Das Europäische
Arbeitszeitrecht gilt endlich auch für die
Ärztinnen und Ärzte in Deutschland. Unter
den Bedingungen gedeckelter Budgets und
steigender Patientenzahlen schafft das Urteil
einen dringenden Handlungsbedarf für die
Politik. Nach der Berechnung der Kranken-
hausgesellschaft Sachsen sind zur rechtskon-
formen Umsetzung des EuGH-Urteils allein
in Sachsen ca. 1.000 neue Arztstellen notwen-
dig. Die Bundesärztekammer rechnet damit,
dass mindestens 15.000 Arztstellen in Deutsch-

land notwendig sind und durch Veränderun-
gen des Tarifsrechts die gesetzlichen Voraus-
setzungen zur Finanzierung dieser zusätzli-
chen Personalkosten in Höhe von etwa 1 Mil-
liarden Euro geschaffen werden müssen.
Das EuGH-Urteil wird Auswirkungen auf
den ambulanten Sektor haben. Der bislang
aus den Klinikärzten rekrutierte Nachwuchs
an niedergelassenen Ärzten wird nur noch
eingeschränkt in den ambulanten Bereich
wechseln. Ältere niedergelassene Ärzte fin-
den bereits heute keinen ärztlichen Nachfol-
ger. Dadurch verschärft sich die ambulante Ver-
sorgungssituation.

Stand der Einführung von DRG und DMP
im Freistaat Sachsen
Dr. Stefan Helm, Geschäftsführer, 
Sächsische Krankenhausgesellschaft e.V.
Zunächst weist Herr Dr. Helm auf die zwi-
schenzeitlich außerordentlich angespannte
Gesamtsituation der Krankenhäuser im Frei-
staat hin, die geprägt ist von
– massiven Sicherstellungsproblemen der
personellen, insbesondere ärztlichen und pfle-
gerischen Besetzung der Krankenhausbetriebe
in Verbindung mit dem aktuellen EuGH-Ur-
teil zum Bereitschaftsdienst; Helm vertritt da-
zu die Auffassung, dass mit der gegenwärtigen
Rechtsprechung eine jahrelange Unterfinan-
zierungssituation der Krankenhäuser zu Las-
ten des Krankenhauspersonals einen unrühm-
lichen Höhepunkt erreicht; 
– dramatischen Einbrüchen in der mittelfris-
tigen Investitionsfinanzierung der sächsischen
Krankenhäuser als entscheidender Vorausset-
zung für die Gestaltung optimaler Betriebs-
abläufe und Sicherung moderner Medizin;
– zu erwartenden substantiellen Umbrüchen
in der Patientenversorgung durch die Gesund-
heitsreform mit noch nicht absehbaren Fol-
gen für die Leistungserbringer;
– der Fortsetzung einer liquiden Budgetie-
rung.

21. Tagung der Vorsitzenden 
der Kreisärztekammern

Dresden
20. September 2003
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Vor diesem Hintergrund erscheint die techni-
sche Einführung des DRG-Systems in den
sächsischen Krankenhäusern als nahezu un-
spektakulär. Es zeigt sich im Nachhinein, dass
die sächsischen Krankenhäuser im wesentli-
chen gut darauf vorbereitet waren.
Nachdem die Einführung im Optionsjahr 2003
für die Krankenhäuser mehr oder weniger
freiwillig war (von 88 Krankenhäusern haben
64 optiert), wird die Anwendung des neuen
Abrechnungssystems im Jahr 2004 verbind-
lich. Da die Anwendung in 2003/04 noch
budgetneutral erfolgt, werden die nächsten
gravierenden Herausforderungen in Vorberei-
tung auf die Konvergenzphase 2005 und 2006
erwartet, in der die jetzigen Krankenhausbudgets
an die dann gültigen DRG-Erlöse angepasst
werden sollen.

Nach Auffassung der Krankenhausgesell-
schaft Sachsen muss es gelingen, im weiteren
Entwicklungs- und Anwendungsverfahren

– den bestehenden bürokratischen Auf-
wand – insbesondere zu Lasten des ärztlichen
Dienstes – deutlich zu reduzieren; Prüfbe-
gehren der Kassen und des MDK sollten auf
ein notwendiges Maß (Stichprobe) begrenzt
bleiben;
– einen verbindlichen ordnungspolitischen
Rahmen zu schaffen, in dem sich die örtlichen
Vertragsparteien zu bewegen haben (Versor-
gungsauftrag in Verbindung mit staatlicher
Rahmenplanung);
– eine tatsächlich leistungsorientierte, auf
der Grundlage betriebswirtschaftlicher Kalku-
lation beruhende Vergütung zu ermöglichen
und den Weg der einnahmeorientierten Bud-
getierung zu verlassen.

Der perspektivisch interessante Vortag „Ge-
plante Einführung der Gesundheitskarte
in Verbindung mit der Health-Professional-
Card ab 1.1.2006“ von Professor Dr. Hilde-
brandt Kunath, Universitätsklinikum Dresden,
Institut für Informatik und Biometrie wird im
„Ärzteblatt Sachsen“, Heft 11/2003, abge-
druckt.

Stand und aktuelle Probleme der Tätigkeit
der Gutachterstellen fürArzthaftungsfragen
Dr. med. Rainer Kluge, 
Leiter der Geschäftsstelle für Arzthaftungs-
fragen der Sächsischen Landesärztekammer
Die Schwerpunkte der Tätigkeit der Gutach-
terstelle für Arzthaftungsfragen sind:

1. Mögliche Auswirkungen der veränderten
Rechtsgrundlage auf die Beweislastregelung
im Arzthaftungsrecht (Gesetz zur Modernisie-
rung des Schuldrechtes v. 16. 11. 2001, 2. Ge-
setz zur Änderung schadensrechtlicher Vor-
schriften vom 19. 7. 2002).

2. Auswirkungen der veränderten Verfahrens-
ordnung der Gutachterstelle der Sächsischen
Landesärztekammer auf die praktische Tätig-
keit der Gutachterstelle (Zunahme der Begut-
achtungsfälle).

3. Hinweise zum Vorgehen bei Vorliegen
von Schadensersatzforderungen im Zusam-
menhang mit medizinischen Behandlungen.

4. Hinweise zu versicherungsrechtlichen
Problemen im Arzthaftungsbereich (Prämien-
steigerungen, Risikoausschluss, Anpassung des
Versicherungsvertrages an das Leistungsprofil)

5. Möglichkeiten und Ansatzpunkte zur
Vermeidung von Schadensersatzforderungen
im Arzthaftungsbereich.
Herr Dr. Rainer Kluge empfahl den Ärzten
folgendes Verhalten beim Vorliegen eines
Behandlungsfehlervorwurfes:

– nur auf einen schriftlichen Antrag zu rea-
gieren,

– keine inhaltliche Diskussion mit dem An-
tragsteller führen,

– Information des zuständigen Haftpflicht-
versicherers, dabei die Fristen und Haf-
tungsausschlusse beachten,

– zeitgleiche Information des Antragstel-
lers durchzuführen.

Präventionen von Schadensersatzforderun-
gen sind nach den langjährigen Erfahrungen
von Herrn Dr. Kluge: 

– ausreichende Kommunikation von Arzt
und Patient, 

– umfangreiche Information des Patienten
über Behandlungsstrategien,

– Information des zu behandelnden Patien-
ten über zu erwartende Behandlungser-
gebnisse, 

– Information über eine eingetretene Kom-
plikation, 

– keine wertenden Kommentare zu Vorbe-
handlungen durch den Weiter- und Nach-
behandler.

Stand der Novellierung der Berufsordnung
der Sächsischen Landesärztekammer
Dr. Stefan Windau, Vizepräsident und Mit-
glied des Ausschusses Satzungen der Sächsi-
schen Landesärztekammer
Dr. Lutz Liebscher,
Mitglied des Ausschusses Satzungen der
Sächsischen Landesärztekammer
Der „Eid des Hippokrates“ ist ohne Zweifel
als Urfassung unserer heutigen Berufsordnung
zu sehen. Diese muss sich aber der gesell-
schaftlichen, gesundheits- und berufspolitischen
Entwicklung anpassen und kongruent zur ak-
tuellen allgemeinen Rechtsprechung bleiben.
Mit der jetzigen Novellierung wollen wir Be-
schlüsse des 106. Ärztetages sowie Entschei-
dungen des Sozialgerichtes umsetzen und
Erfahrungen aus strafrechtlichen Verfahren
in die Sächsische Berufsordnung einbringen.
Dabei geht es um allgemeine Behandlungs-
grundsätze, der Definition von ausgelagerten
Praxisräumen, Sondertatbestände der Befrei-
ung vom ärztlichen Notfalldienst, um Fragen
der Zusammenarbeit von Ärzten mit Dritten
und der Industrie sowie insbesondere um den
Selbstschutz vor unerlaubter Vorteilsnahme.

Auch die jetzige Aktualisierung wird nur von
kurzer Dauer sein. Während die legislativen
Mühlen noch daran mahlen, wird bereits eine
weitere „Modernisierung“ diskutiert, denn die
Dynamik der gesellschaftlichen Entwicklung
macht auch die Aktualisierung einer Berufs-
ordnung zwangsläufig zu einer „Never-end-
story“. Bewahren wir trotzdem die hippokra-
tischen Grundregeln und folgen wir unserem
selbst verordneten ärztlichen Kodex, damit un-
ser Beruf nicht zu einem Dienstleistungsge-
werbe der freien Marktwirtschaft verkommt.

Dr. Stefan Helm
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Vorhaben der Presse- und 
Öffentlichkeitsarbeit
Knut Köhler M.A., 
Referent Presse-/Öffentlichkeitsarbeit der
Sächsischen Landesärztekammer 
Das Jahr 2003 ist durch die Entwicklungen in
der Gesundheitspolitik von einer Vielzahl an
Aktionen, Projekten und Aufgaben in der
Pressearbeit gekennzeichnet. Neben der Ver-
mittlung von zahlreichen Interviews wurden
insbesondere Pressemitteilungen mit Stand-
punkten der Sächsischen Landesärztekammer
zu aktuellen berufspolitischen Problemen her-
ausgegeben und Pressehintergrundgespräche

geführt. Die Themen reichten dabei von Arzt-
zahlen in Sachsen über DMP bis hin zu Be-
reitschaftszeit an Krankenhäusern. Daneben
konnten Einzelprojekte im Bereich Öffent-
lichkeitsarbeit umgesetzt werden. Dazu ge-
hörte eine Informationspostkarte „Gesundheits-
lotse Sachsen“, ein Patientenfaltblatt zur Ge-
sundheitsreform und das 2. Deutsch-polnische
Symposium. Für dieses Jahr ist noch die Her-
ausgabe eines Buches mit ärztlichen Erinne-
rungsberichten aus den Jahren 1939 bis 1949
und eine Informationsbroschüre über die Auf-
gaben und Gremien der Sächsischen Landes-
ärztekammer geplant. Über Internet konnten

alle Kreisärztekammern an die Pressestelle
angeschlossen werden. Damit erhalten diese
alle Informationen der Bundesärztekammer
und der Sächsischen Landesärztekammer auf
elektronischem Weg.

Zum Abschluss bedankte sich der Präsidenten
der Sächsischen Landesärztekammer, Herr
Professor Dr. Schulze, bei allen Anwesenden
für die interessante, konstruktive Tagung und
für die regen sachlichen Diskussionen. 

klug

In einem gemeinsamen Positionspapier wur-
den in dieser Zeitschrift vor einem Jahr vom
Landesverband Sachsen im BVKJ von der
Sächsisch-Thüringischen Gesellschaft für
Kinder- und Jugendmedizin und von der Ver-
einigung Leitender Kinderärzte und Kinder-
chirurgen Sachsens Daten publiziert, die die
drohende Gefährdung der kinderärztlichen Ver-
sorgung in Sachsen in den nächsten Jahren
beschreiben (1).

Diese Erhebung vom 31.12.00 zeigte, dass
bis zum Jahre 2010 aufgrund der Altersstruk-
tur der sächsischen Kinder- und Jugendärzte,
das heißt konkret in den nächsten sieben Jah-
ren, von 764 noch im Berufsleben stehenden
Kinder- und Jugendärzten 314 altersbedingt
ausscheiden werden. Davon entfallen 85 auf
den stationären Bereich.
Dieser Prognose steht eine völlig unzurei-
chende Zahl in Facharztausbildung befindli-
cher Weiterbildungsassistenten gegenüber,
denn bis 2005 werden voraussichtlich ledig-
lich 46 Weiterbildungsassistenten ihre Fach-
arztausbildung beenden. Das ist ausreichend
Anlass zu fragen, ob wir zukünftig noch in
der Lage sind, mit gegenwärtig abzusehender
für die nahe Zukunft weiter verminderter An-
zahl verfügbarer Mitarbeiter unserem Versor-
gungsauftrag gerecht zu werden.
Zudem besteht das Dilemma, dass es für
Deutschland keinerlei verbindliche Vorgaben
oder allgemein akzeptierte Bezugsgrößen für
die Personalbemessung im ärztlichen Dienst

gibt. Unter dem Eindruck spürbar werdenden
Ärztemangels, dem Grundsatzurteil der EU
bezüglich der Wertung der Bereitschaftsdiens-
te als Arbeitszeit, der Notwendigkeit der Ein-
haltung des Arbeitszeitgesetzes und die Ein-
führung DRG bezogener Finanzierung der
stationären Leistungen rückt das Problem Per-
sonalbemessung erneut in den Mittelpunkt
des Interesses. Auch wäre es für jeden Leiter
einer Klinik oder Abteilung hilfreich zu wis-
sen, was ihm an ärztlichem Personal zusteht,
anstatt einen Stellenplan nach Kassenlage
verordnet zu bekommen.

Einem Vorschlag der Krankenhausgesellschaft
(KHG) zur Personalbemessung im ärztlichen
Dienst folgend, wäre eine Kalkulation des ärzt-
lichen Personalbedarfs möglich (2). Dabei
wird ein fallbezogener Zeitbedarf definiert
und die Personalbemessung orientiert sich an
der Zahl der Patienten pro Jahr. Prinzipiell
werden drei Leistungskategorien bezüglich des
Zeitbedarfs in Ansatz gebracht – a) alle als
stationäre Versorgungsaufgaben zu bezeich-
nende Leistungen, b) Leistungen der Funk-
tionsabteilungen, der ambulanten Notversor-
gung und der Bereitschaftsdienste, c) Speziel-

Quo vadis 
Kinder- und Jugendmedizin in Sachsen?

Tabelle 1: Aus: Ergebnisse der zweiten Folgebefragung von Kinderkliniken und Kinderabteilungen, 
kinderchirurgischen Kliniken und kinderchirurgischen Abteilungen

Fälle/Arzt BB*/Arzt Fachärzte/Ärzte in Weiterbildung
2001 2001 1993 1997 2001

Alle Kliniken/
Abteilungen 176,5 2,6 1,0 1,3 0,9

Neue Länder 217,8 3,5 2,6 3,8 2,2

Alte Länder 167,8 2,4 0,8 1,0 0,8

Uni-Kliniken 95,2 1,7 1,0 1,1 0,8

< 30 Betten 203,5 2,8 2,9 1,6

30 – 60 Betten 200,3 2,9 1,4 1,1

61 – 100 Betten 194,7 2,9 1,3 0,8

> 100 Betten 111,4 1,8 1,1 0,8

* belegtes Bett pro Arzt


